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Änderungsantrag zu VR-01

Von Zeile 133 bis 135 einfügen:
Mrd. Euro im Verkehr. Eine besonders große Treibhausgaswirkung geht von den
Besteuerungstatbeständen aus. Des Weiteren sind die Kosten für die LNG-Terminals
enorm und angesichts vollen Gasspeicher, sowie nicht ausgelasteten LNG-Terminals
deutlich überdimensioniert. Deshalb müssen die Subventionen für fossile Infrastruktur
neu geprüft und gestrichen werden. In vielen Fällen profitieren in erster Linie hohe
Einkommen von staatlicher Unterstützung durch klima- und umweltschädliche 

Begründung

Nach dem Angriffskrieg Russlands gegen die Ukraine sind uns wichtige Erdgasquellen
verloren gegangen, aufgrund der vorher von der GroKo geschaffenen Abhängigkeit vom
russischen Erdgas. Dies führte zu einem starken Anstieg der Gas- und Strompreise
durch hohe Versorgungsunsicherheiten.

Daraufhin hat die Bundesregierung beschlossen neue LNG-Terminals im Eiltempo an der
norddeutschen Küste zu bauen, um die Versorgung zu sichern. Erst als schwimmende,
mobile LNG-Terminals, die bei Bedarf wieder entfernt werden können und dann später
mit stationären LNG-Terminals.

Jedoch haben sich nach den schwimmenden LNG-Terminals in Wilhelmshaven und
Brunsbüttel, der Bau auf Rügen, in Stade und für ein zweites schwimmendes Terminal in
Stade deutlich verzögert. In Stade ist dann aber nach mehreren Monaten Betrieb
immernoch kein einziger LNG-Tanker angekommen. Deshalb steigen die Kosten für
schwimmende LNG-Terminals an, aber tatsächliche Einnahmen bleiben durch eine
niedrige Auslastung, außer in Wilhelmshaven und Brunsbüttel, aus. Für diese FSRU's
entstehen Kosten von mindestens 6,05 Mrd. Euro. Dazu kommen noch Bundeskosten
für das feste LNG-Terminal in Brunsbüttel, die nun auf 940 Mio. Euro gestiegen sind,
weitere Subventionen und Garantien für andere Standorte, sowie die Kosten für
Anbindungspipelines.

Für die Versorgungssicherheit sind diese aber deutlich überdemensioniert und sind
auch nicht mit der Versorgung von anderer Nachbarländer zu erklären. Die Gasspeicher
sind zu 98% gefüllt (Stand 23.10) und unsere Gasversorgung wird hauptsächlich über
Norwegen, den Niederlanden, Belgien und weitere Nachbarländer gesichert, wobei die
bereits vorhandenen LNG-Terminals nicht mal ausgelastet sind. Deshalb ist es
unerklärlich, dass die Bundesregierung weiterhin Großkonzerne unterstützt Profite aus
einer angeblichen Gasmangellage zu schließen mit kaum benötigten und kaum
benutzten LNG-Terminals.
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Es muss nun geprüft und hinterfragt werden, ob diese Subventionen und Garantien
angemessen sind und gestrichen werden können. Denn für die Einhaltung der 1,5
Gradgrenze können wir uns kein Weiterso mit fossilen Subventionen erlauben!
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